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Veranlasste Leistungen 

Ausweitung des GKV-Leistungskataloges: 
Subkutane Infusion im Rahmen der häusli-
chen Krankenpflege künftig auch ambulant 
verordnungsfähig 
Berlin, 21. Februar 2013 – Subkutane Infusionen können künftig im 
Rahmen der häuslichen Krankenpflege (HKP) unter bestimmten  
Voraussetzungen auch ambulant zu Lasten der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) verordnet werden. Einen entsprechenden Be-
schluss hat der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) nach vorheriger 
umfassender Analyse von aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen 
am Donnerstag in Berlin gefasst. 

„Die Regelung kommt vor allem älteren Patientinnen und Patienten zu-
gute, bei denen die Gefahr des Austrocknens beispielsweise durch Fie-
ber erhöht ist und die krankheitsbedingt nicht in der Lage sind, ausrei-
chend Flüssigkeit zu sich zu nehmen“, sagte Josef Hecken, unparteii-
scher Vorsitzender des G-BA und Vorsitzender des zuständigen Unter-
ausschusses veranlasste Leistungen. 

Bei subkutanen Infusionen werden größere Mengen Flüssigkeit direkt 
unter die Haut verabreicht, um das Austrocknen von pflegebedürftigen 
und häufig auch multimorbiden Patientinnen und Patienten zu verhin-
dern. Sowohl im stationären als auch im ambulanten Bereich gilt die 
Behandlung als sichere, schonende und komplikationsarme Alternative 
zur intravenösen Infusion. Sie wird bislang überwiegend im Kranken-
haus in der Altenmedizin (Geriatrie) und in der Versorgung von unheilbar 
schwerkranken und sterbenden Menschen (Palliative Care) eingesetzt. 

Für die Verordnungsfähigkeit der Leistung gelten dem Beschluss des  
G-BA zufolge klar definierte Kriterien: So müssen sich die behandelnde 
Ärztin oder der behandelnde Arzt vom Zustand der Patientin oder des 
Patienten sowie der medizinischen Notwendigkeit der Maßnahme per-
sönlich überzeugen. Die subkutane Infusion darf dann nur nach sorgfäl-
tiger Abwägung und nach einer engen Indikationsstellung verordnet 
werden. Eine Verordnung als rein prophylaktische Maßnahme ist durch 
den Beschluss des G-BA nicht gedeckt. 

Der Beschlusstext zu der subkutanen Infusion und eine Erläuterung 
werden in Kürze auf folgender Seite im Internet veröffentlicht: 

http://www.g-ba.de/informationen/beschluesse/zum-aufgabenbereich/33/ 
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er 
bestimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der 
medizinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, 
die medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog 
der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitäts-
managements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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